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A. Problem 

Die Funktionsfähigkeit der Verfassungsorgane des Bundes, der 
obersten Bundesbehörden und der sonstigen Einrichtungen des 
Bundes, die von dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
20. Juni 1991 betroffen sind, soll auch in der Übergangsphase vor 
und nach der Verlegung ihres jeweiligen Sitzes voll erhalten blei-
ben. 

B. Lösung 

Entsprechend dem in § 8 des Berlin/Bonn-Gesetzes enthaltenen 
Auftrag werden für die von diesem Gesetz betroffenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter dienstrechtliche Regelungen getroffen, 
die einen Ausgleich schaffen sollen für die verlagerungsbeding-
ten Belastungen, soweit dies erforderlich und angemessen ist. Zu-
dem wird im Interesse der Funktionsfähigkeit der Bundesverwal-
tung die Möglichkeit der anderweitigen Verwendung von Beam-
ten erweitert. 

Die dienstrechtlichen Maßnahmen gelten nicht nur für die von 
der Verlegung des Parlaments- und Regierungssitzes betroffenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern für die Beschäftigten 
aller Bundeseinrichtungen, die im Zuge der Umsetzung des Be-
schlusses des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991 ihren 
Sitz verlegen. 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Eine zuverlässige Aussage über die Kosten für die dienstrechtli-
chen Maßnahmen ist nicht möglich, da sie ausschließlich perso-
nenbezogen sind. Ihre Höhe hängt ab von der Zahl der von der 
Verlegung betroffenen Bediensteten, der Zahl der die jeweiligen 
Maßnahmen in Anspruch nehmenden Bediensteten sowie ihrer 
persönlichen Situation. 

Die Kosten werden sich im Rahmen des vorgegebenen Finanz-
rahmens zum Berlin/Bonn-Gesetz (Drucksachen 12/6614 und 
12/6993) bewegen. 
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Entwurf eines Dienstrechtlichen Begleitgesetzes im Zusammenhang mit dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der 
Einheit Deutschlands (Dienstrechtliches Begleitgesetz - DBeglG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz trifft Regelungen im Zusammen-
hang mit dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der Einheit 
Deutschlands. Es gilt für alle personellen Maßnah-
men, die in Bezug zu Verlegungen von Verfassungs-
organen, obersten Bundesbehörden und sonstigen 
Einrichtungen des Bundes stehen, die 

- im Zusammenhang mit der Verlegung des Parla-
ments- und Regierungssitzes von Bonn nach Berlin 
oder 

- als Ausgleich für die Region Bonn oder 

- entsprechend den Vorschlägen der Föderalismus-
kommission 

erfolgen. 

§ 2 
 Anwendung des Bundesumzugskostengesetzes und 

der Trennungsgeldverordnung 

(1) Das Bundesumzugskostengesetz in der Fassung 
vom 11. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2682) wird in den 
Fällen des § 1 mit folgender Maßgabe angewendet: 

a) 1. § 3 Abs. 1 Nr. 1 ist in der Weise anzuwenden, 
daß die Zusage der Umzugskostenvergütung 
für einen Zeitraum von drei Jahren vom Zeit-
punkt der auf Grund der Verlegung der Dienst-
stelle oder von Dienststellenteilen ge troffenen 
Personalmaßnahme nicht wirksam wird. Dies 
gilt nicht, wenn die bzw. der Berechtigte umzie-
hen will. Die Umzugskostenvergütung ist nicht 
zuzusagen, wenn der Berechtigte zum Zeit-
punkt der in Satz 1 genannten Personalmaß-
nahme das 58. Lebensjahr erreicht hat und nicht 
umziehen will . 

2. Liegen nach Ablauf der Frist von drei Jahren 
Gründe gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 vor, ist die Zusa-
ge der Umzugskostenvergütung zu widerrufen. 

b) § 8 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt angewendet: 

Die oberste Dienstbehörde kann diese Frist in be-
sonders begründeten Ausnahmefällen um läng-
stens zwei Jahre verlängern. 

(2) Die Trennungsgeldverordnung in der Fassung 
vom 28. Dezember 1994 (BGBl. I 1995, S. 2) wird in 

den Fällen des § 1 mit folgender Maßgabe angewen-
det: 

a) § 2 Abs. 3 der Trennungsgeldverordnung ist wie 
folgt anzuwenden: 

Die Leistungen der Trennungsgeldverordnung 
nach Maßgabe dieses Gesetzes können in sinnge-
mäßer Anwendung der Trennungsgeldverordnung 
bis zum Tag vor der Dienstantrittsreise, längstens 
für drei Jahre gewährt werden. 

b) § 5 der Trennungsgeldverordnung ist in den Fäl-
len, in denen Trennungsgeld nach Maßgabe die-
ses Gesetzes gewährt wird, wie folgt anzuwenden: 

1. Ein Berechtigter nach § 3 erhält eine Reisebei-
hilfe für jede Woche. Der Anspruchszeitraum 
wird aus Anlaß einer neuen Maßnahme nach § 1 
Abs. 2, durch Sonn- und Feiertage, allgemein 
dienstfreie Werktage und Tage der Dienstan-
trittsreise nicht unterbrochen. Eine Reisebeihilfe 
wird nur gewährt, wenn die Reise im An-
spruchszeitraum beginnt. 

2. § 5 Abs. 3 der Trennungsgeldverordnung gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, daß mehrere 
Personen gemeinsam eine Reisebeihilfe in An-
spruch nehmen können, wenn der Berechtigte 
vorher eine entsprechende Anzahl von Heim-
fahrten nicht in Anspruch genommen hat. 

3. Als Reisebeihilfe werden bei Bahnreisen die 
entstandenen notwendigen Fahrkosten vom 
Dienstort zum Wohnort und zurück in entspre-
chender Anwendung des § 5 Abs. 4 Satz 1 und 
2 erstattet. Daneben werden die entstandenen 
billigsten Bettplatz- und Liegeplatzzuschläge 
erstattet. 

4. Bei Benutzung eines Flugzeuges werden unter 
der Voraussetzung, daß eine unentgelt liche 
Mitflugmöglichkeit nicht genutzt werden 
konnte, als Reisebeihilfe die entstandenen not-
wendigen Flugkosten von dem dem Dienstort 
nächstliegenden Flughafen zu dem dem Wohn-
ort nächstliegenden Flughafen und zurück bis 
zur Höhe der Kosten des für den Berechtigten 
billigsten Flugscheines der allgemein niedrig-
sten Flugklasse erstattet. Dies gilt nur dann, 
wenn die Entfernung vom Dienstort zum Wohn-
ort größer ist als zum nächstliegenden Flugha-
fen. Für die Fahrten zum und vom jewei ligen 
Flughafen gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend. 
Beträgt die Entfernung vom Dienstort zum 
Wohnort bei einer Bahnreise auf einer üblicher-
weise befahrenen Strecke weniger als 500 Kilo-
meter,  gilt für jede zweite Heimfahrt § 5 Abs. 4 
Satz 1. 
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5. Bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges wird als 
Reisebeihilfe eine Wegstrecken- oder Mitnah-
meentschädigung in entsprechender Anwen-
dung des § 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 des Bun-
desreisekostengesetzes gezahlt. Be trägt die 
Entfernung vom Dienstort zum Wohnort bei ei-
ner Bahnreise auf einer üblicherweise befahre-
nen Strecke weniger als 500 Kilometer, gilt für 
jede zweite Heimfahrt § 5 Abs. 4 Satz 1. 

(3) Nach Wegfall der Trennungsgeldberechtigung 
können die notwendigen entstandenen Kosten für 
die wöchentliche Heimfahrt in Einzelfällen im Ein-
vernehmen mit der obersten Bundesbehörde erstattet 
werden. Die Höhe des Kostenersatzes richtet sich 
nach den Vorschriften zur Reisebeihilfe für Heimfahr-
ten nach § 2 Abs. 2 Buchstabe b dieses Gesetzes. 

§3 

Anderweitige Verwendung 

(1) Einem Besoldungsempfänger, der auf Grund 
einer Maßnahme nach § 1 in einer anderen Behörde 
oder Einrichtung verwendet wird, kann unter Beibe-
haltung seiner Amtsbezeichnung mit seiner Zustim-
mung eine geringerwertige Tätigkeit in derselben 
oder einer gleichwertigen Laufbahn übertragen wer-
den, wenn eine anderweitige Verwendung nicht 
möglich ist und ihm die Wahrnehmung der neuen 
Aufgaben unter Berücksichtigung seiner bisherigen 
Tätigkeit zuzumuten ist. 

(2) Einem Besoldungsempfänger, der auf Grund 
einer Maßnahme nach § 1 in einer anderen Behörde 
oder Einrichtung verwendet wird, kann unter Beibe-
haltung seiner Amtsbezeichnung ohne seine Zustim-
mung vorübergehend eine geringerwertige Tätigkeit 
in derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn 
übertragen werden, wenn eine amtsgemäße Verwen-
dung nicht möglich ist und dem Beamten die Wahr-
nehmung der neuen Aufgaben unter Berücksichti-
gung seiner bisherigen Tätigkeit zuzumuten ist. 

(3) Bei einer Maßnahme nach Absatz 1 oder 2 er-
hält der Besoldungsempfänger eine ruhegehaltfähige 
Ausgleichszulage, wenn sich durch die Aufnahme 
bei einer anderen Behörde oder Einrichtung die 
Dienstbezüge des Besoldungsempfängers verrin-
gern. Sie wird in Höhe des jeweiligen Unterschieds-
betrages zwischen seinen Dienstbezügen und den 

Dienstbezügen gewährt, die ihm in seinem bisheri-
gen Amt zugestanden hätten. Zu den Dienstbezügen 
in diesem Sinne gehören Grundgehalt, Ortszuschlag, 
Amts- und Stellenzulagen. Wird die Ausgleichszula-
ge für eine weggefallene nichtruhegehaltfähige Stel-
lenzulage gewährt, ist sie insoweit nichtruhegehalt-
fähig und verringert sich bei jeder Erhöhung der 
Dienstbezüge um ein Drittel des Erhöhungsbetrages. 

§4 

Stellenobergrenzen 

In den Fällen des § 3 Abs. 1 und 2 bleibt die Pl an
-stelle des Besoldungsempfängers bei der Anwen-

dung der Stellenobergrenzenregelungen bei der auf-
nehmenden Behörde oder Einrichtung unberücksich-
tigt. 

§5 

Beurlaubung, Teilzeitbeschäftigung 

Cl) Einem Beamten mit Dienstbezügen kann im Zu-
sammenhang mit Maßnahmen nach § 1 dieses Geset-
zes 

1. auf Antrag Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit, 

2. auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge, 

bewilligt werden, wenn eine anderweitige Unterbrin-
gung am bisherigen Dienstort nicht möglich oder 
nicht zumutbar ist und der Beamte am bisherigen 
Dienstort verbleiben will, sofern dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen. 

(2) Für die Ausübung von Nebentätigkeiten gilt 
§ 64 ff BBG mit der Maßgabe, daß Teilzeitbeschäfti-
gung und Ausübung entgeltlicher Nebentätigkeiten 
den zeitlichen Umfang einer Vollbeschäftigung nicht 
wesentlich überschreiten sollen. 

§6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Bonn, den 20. September 1995 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Rudolf Scharping und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Sohns und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeines 

§ 8 des Berlin/Bonn-Gesetzes enthält den Auftrag, 
für die von diesem Gesetz betroffenen Beschäftigten 
dienstrechtliche oder sonstige Regelungen zu treffen, 
die sowohl der Funktionsfähigkeit der Verfassungs-
organe und der sonstigen betroffenen Bundeseinrich-
tungen Rechnung tragen als auch - im Rahmen des 
Erforderlichen und Angemessenen - einen Ausgleich 
von verlagerungsbedingten Belastungen schaffen 
sollen. 

Die mit der Verlegung der dienstlichen Tätigkeit an 
einen anderen Ort im Regelfall verbundenen Bela-
stungen werden bereits vom geltenden Dienstrecht 
berücksichtigt. Angesichts der personellen Größen-
ordnung bei Behördenverlagerungen im Vollzug des 
Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 
1991 und der Notwendigkeit, die volle Funktionsfä-
higkeit kontinuierlich zu erhalten, sind jedoch zu-
sätzliche dienstrechtliche Maßnahmen geboten. 
Diese sind im Hinblick auf die finanziellen Rahmen-
bedingungen auf das unbedingt Notwendige be-
grenzt und nicht als Dauerregelung ausgestaltet. 

Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verlegung 
von Behörden im Zusammenhang mit dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991. Es 
gilt für die Verlegung von Verfassungsorganen, ober-
sten Bundesbehörden und sonstigen Einrichtungen 
des Bundes, die 

- im Zusammenhang mit der Verlegung des Parla-
ments- und Regierungssitzes von Bonn nach Berlin 
oder 

- als Ausgleich für die Region Bonn oder 

- entsprechend den Vorschlägen der Föderalismus-
kommission 

erfolgen.  

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

§ 1 stellt klar, daß die dienstrechtlichen Regelungen 
dieses Gesetzes nicht nur die von der Verlegung des 
Parlaments- und Regierungssitzes von Bonn nach 
Berlin betroffenen Verfassungsorgane, obersten Bun-
desbehörden und sonstigen Einrichtungen be treffen, 
sondern auch die, die zum Ausgleich für die Region 
Bonn verlegt werden oder deren Verlegung zur Voll-
endung der Einheit Deutschlands entsprechend den 
Vorschlägen der Föderalismuskommission erfolgt. 
Dies bedeutet, daß diese Regelungen auch für die 
personellen Maßnahmen gelten, die aus diesem An-
laß bezüglich der in Bonn verbleibenden Behörden 
erfolgen. 

Zu §2 

Für Bundesbeamte, Richter im Bundesdienst und Be-
rufssoldaten steht auch bei einer durch die Umset-
zung des Beschlusses des Deutschen Bundestages 
vom 20. Juni 1991 notwendigen Verlegung ihrer 
dienstlichen Tätigkeit an einen anderen Ort das vor-
handene Instrumentarium des Umzugskosten- und 
Trennungsgeldrechts zur Verfügung. 

Zwar eröffnet bereits das geltende Recht Gestal-
tungsräume, um dem Gesichtspunkt der Funktions-
fähigkeit der umziehenden Organe bei gleichzei tiger 
Sozialverträglichkeit im Einzelfall Rechnung zu tra-
gen. So ist z. B. bei Vorliegen besonderer Gründe von 
der Zusage der Umzugskostenvergütung abzusehen. 
Besondere Gründe für die Nichtzusage der Umzugs-
kostenvergütung können neben dienstlichen und fis-
kalischen Gründen auch persönliche Gründe sein (so 
amtliche Begründung zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
BUKG). Als dienstliche Gründe können z. B. zeitlich 
begrenzte Einsätze von Spezialisten wie Parlaments-
stenographen beim Deutschen Bundestag, als per-
sönliche Gründe können z. B. das baldige Ausschei-
den aus dem Dienst oder das fortgeschrittene Le-
bensalter des Beamten angesehen werden. Bei der 
Frage, ob die Zusage der Umzugskostenvergütung 
aus fiskalischen Gründen nicht zu erteilen ist, sind 
auch die im Falle eines Bedienstetenumzugs anfal-
lenden Kosten einer subjektbezogenen Mietpreisför-
derung zu berücksichtigen. 

Um aber die in der Übergangszeit insbesondere für 
Beschäftigte mit Familie bestehenden Belastungen 
auf einen vertretbaren Umfang zu begrenzen, sind 
jedoch besondere Regelungen erforderlich. 

Zu Absatz 1 Buchstabe a Nr. i 

Im Interesse der sozialverträglichen Ausgestaltung 
soll die Wirksamkeit der Zusage der Umzugskosten-
vergütung um drei Jahre hinausgeschoben und da-
durch die Gewährung von Leistungen nach der Tren-
nungsgeldverordnung ohne Einschränkung für die-
sen Zeitraum ermöglicht werden. 

Die Zusage der Umzugskostenvergütung wird je-
doch sofort wirksam, wenn der Berechtigte umziehen 
will . Bei einem älteren Berechtigten ist von der Zusa-
ge grundsätzlich abzusehen. 

Zu Absatz I Buchstabe a Nr. 2 

Nach Ablauf der Dreijahresfrist (Wirksamwerden der 
Zusage der Umzugskostenvergütung) soll von Amts 
wegen überprüft werden, ob die Voraussetzungen 
für die Erteilung der Zusage der Umzugskostenver-
gütung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
vorliegen. Liegen Gründe vor, die zu einer Nichtzu-
sage führen würden, und wi ll  der Betroffene nicht 
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umziehen, muß die Zusage der Umzugskostenvergü-
tung widerrufen werden. 

Zu Absatz 1 Buchstabe b 

Die Zahlung von Mietentschädigung für die bisheri-
ge Wohnung im eigenen Haus oder die Eigentums-
wohnung erfolgt im Regelfall für ein Jahr. Die oberste 
Dienstbehörde kann diese Frist nach geltendem 
Recht um sechs Monate verlängern. Durch die Erwei-
terung der Verlängerungsmöglichkeit auf zwei Jahre 
erhält die oberste Dienstbehörde den erforderlichen 
Spielraum, um die durch die in einem relativ kurzen 
Zeitraum erfolgende Verlegung von Behörden und 
Einrichtungen auftretenden Belastungen des Immo-
bilienmarktes ausgleichen zu können. 

Zu Absatz 2 Buchstabe a 

Diese Regelung soll die Verlegung des Wohnsitzes 
des Beschäftigten an den neuen Dienstort auch mit 
einem größeren zeitlichen Vorlauf vor Wirksamwer-
den der Personalmaßnahme aus Anlaß der Verlegung 
der Behörde oder Einrichtung ermöglichen („Vor-
weg-Umzug"). Hierdurch wird gleichzei tig sowohl 
eine zeitliche Entzerrung der privaten Umzüge als 
auch eine bessere Nutzung der Möglichkeiten des 
Wohnungsmarktes am neuen Dienstort erreicht. Die 
bisherige Befristung von drei Monaten soll korre-
spondierend zu Absatz 1 Buchstabe a Nr. 1 auf drei 
Jahre erweitert werden. 

Zu Absatz 2 Buchstabe b 

Reisebeihilfen für Familienheimfahrten sollen nach 
den bei einer Verwendung im Beitrittsgebiet unmit-
telbar nach dem Beitritt der DDR geltenden Bestim-
mungen (§ 5 a der Trennungsgeldverordnung) er-
möglicht werden. 

Dies gilt entsprechend bei „Vorweg-Umzügen". 

Anstelle des Berechtigten kann die Reisebeihilfe 
auch vom Ehegatten oder von Kindern in Anspruch 
genommen werden. Zugleich soll die Möglichkeit er-
öffnet werden, den Anspruch auf wöchentliche Rei-
sebeihilfen auch in der Weise „anzusparen", daß 
mehrere Familienangehörige (z. B. ein Elternteil mit 
Kindern) gleichzeitig reisen können. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung sieht vor, Reisebeihilfen im Einzelfall 
auch dann zu gewähren, wenn dienstliche oder per-
sönliche Gründe nicht ausreichen, um von der Zusa-
ge der Umzugskostenvergütung abzusehen. Dies 
kann z. B. dann eintreten, wenn der Beschäftigte sei-
nen Arbeitsplatz bei der umziehenden Behörde oder 
Einrichtung nicht aufgibt, der Ehe-/Lebenspartner 
des Beschäftigten aufgrund seiner Berufstätigkeit je-
doch nicht in der Lage ist, den Wohnort zu wechseln. 
In diesen Fällen soll eine familienfreundliche, sozial-
verträgliche Regelung ermöglicht werden. 

Zu §3 

Zu Absatz 1 

Diese Regelung unterstützt das personalwirtschaftli-
che Gesamtkonzept der Bundesregierung, das u. a. 
einen Personalaustausch zwischen nach Berlin zu 
verlagernden obersten Bundesbehörden und nach 
Bonn zu verlagernden nachgeordneten Behörden 
und Einrichtungen vorsieht. Die Stellen- und Dienst-
postenstrukturen dieser Behörden unterscheiden sich 
deutlich, so daß für die Beschäftigten, die von der 
Folgepflicht ausgenommen werden, Verwendungs-
möglichkeiten in den nachgeordneten Behörden ge-
schaffen werden müssen. 

Ist eine Verwendung in diesen Austauschbehörden 
„amtsgleich" nicht möglich, so soll die dauerhafte 
Verwendung des Beschäftigten auch auf einem ge-
ringerwertigen Dienstposten - unter Beibehaltung 
seiner Amtsbezeichnung - möglich sein. Allerdings 
muß diese Verwendung zumutbar sein. Das wird in 
der Regel angenommen werden können, wenn die 
neue Tätigkeit auf derselben Funktionsebene liegt. 

Wegen dieses Rechts des Beamten auf eine seinem 
Amt entsprechende Tätigkeit ist diese Regelung zwar 
nicht unproblematisch. Da es sich aber urn Ausnah-
meregelungen für die Situation des § 1, insbesondere 
um die Umsetzung des personalwirtschaftlichen Ge-
samtkonzeptes, handelt, die deshalb in ihrer Grund-
tendenz vorrangig den Interessen des Beschäftigten 
dienen, wird in die Rechtsstellung des Beschäftigten 
nicht in unzulässiger Weise eingegriffen. 

Zu Absatz 2 

Beamte haben Anspruch auf eine ihrem statusrechtli-
chen Amt entsprechende Tätigkeit. Bei einem Ver-
bleib des Beamten am bisherigen Dienstort kann es 
notwendig werden, ihn auch ohne seine Zustimmung 
auf einem niedriger bewerteten Dienstposten inner-
halb derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn 
einzusetzen. 

Da der Beamte grundsätzlich Anspruch auf amtsge-
mäße Verwendung hat, darf der Einsatz auf einem 
geringer bewerteten Dienstposten ohne seine Zu-
stimmung nur so lange erfolgen, als dienstliche 
Gründe dies zwingend erfordern. 

Die zahlenmäßig geringen Fälle, in denen Beamte 
wegen der Verlegung von Bundeseinrichtungen 
keine laufbahnentsprechende Verwendung finden, 
werden durch die im Rahmen der Dienstrechtsreform 
generell vorgesehenen Maßnahmen zur Erhöhung 
der Mobilität im öffentlichen Dienst geregelt werden. 
Demnach soll künftig aus zwingenden dienstlichen 
Gründen die Versetzung eines Beamten in eine nicht 
gleichwertige Laufbahn mit mindestens demselben 
Endgrundgehalt ohne Zustimmung des Be troffenen 
möglich sein. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung sieht weiterhin Ausgleichsmaßnahmen 
für die von Maßnahmen nach § 1 dieses Gesetzes be-
troffenen Besoldungsempfänger vor. 
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Durch die Gewährung einer Ausgleichszulage sollen 
Einkommenseinbußen vermieden werden. Die Aus-
gleichszulage ist ruhegehaltfähig, wenn sie für den 
Wegfall ruhegehaltfähiger Dienstbezüge gewährt 
wird. Sie ist nicht ruhegehaltfähig, soweit sie den 
Wegfall einer nicht ruhegehaltfähigen Stellenzulage 
ausgleicht, und insoweit auch aufzehrbar. 

Zu §4 

Durch diese Regelung soll sichergestellt werden, daß 
beim Wechsel eines Beamten in eine andere Behörde 
oder Einrichtung durch Mitnahme seiner Beförde-
rungsplanstelle die bisherigen Stellenverhältnisse - 
und damit die beruflichen Entwicklungsmöglichkei-
ten - für die Beamten der aufnehmenden Behörde 
nicht beeinträchtigt werden. 

Zu §5 

Diese Regelung sieht einerseits eine Erweiterung der 
Beurlaubungsmöglichkeiten vor, durch die es vor

-

wiegend älteren Beamten ermöglicht werden soll, am 

bisherigen Dienst-/Wohnort zu verbleiben, ohne daß 
sie eine neue, ggf. geringerwertige Tätigkeit in einer 
anderen Behörde oder Einrichtung aufnehmen müs-
sen. Dies betrifft vor allem Beamte, deren finanzielle 
Absicherung in anderer Weise sichergestellt ist. 
Durch die Regelung soll auch erreicht werden, daß 
für diesen Personenkreis bereits erworbene Versor-
gungsansprüche nicht verlorengehen. 

Die Erweiterung der Regelung zur Teilzeitbeschäfti-
gung eröffnet die Möglichkeit für Beamte, im Wege 
der Teilzeitbeschäftigung einen Dienstposten am bis-
herigen Dienstort zu erlangen. Dadurch werden die 
Unterbringungsmöglichkeiten im Rahmen des per-
sonalwirtschaftlichen Gesamtkonzeptes erweitert. 
Gleichzeitig wird  mit  dieser Regelung eine größere 
Flexibilität bereits nach Inkrafttreten des Gesetzes 
ermöglicht, wenn der Beamte neben seiner Tätigkeit 
eine andere berufliche Orientierung sucht, die in 
eine Beurlaubung nach diesem Gesetz mündet. 

Zum Ausgleich der finanziellen Einbußen soll die 
Möglichkeit der Nebentätigkeit erhalten bleiben. 




